
 

  

S 2 V 43/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 18
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 V 43/99
Datum 06.07.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 V 25/00
Datum 17.04.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
06.07.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob dem KlÃ¤ger eine Pflegezulage nach dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG) zusteht.

Bei dem am 1923 geborenen KlÃ¤ger sind mit Bescheid des Beklagten vom
07.11.1974 als SchÃ¤digungsfolgen iS der Entstehung mit einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) um 70 vH anerkannt: 1. Grundgelenksnaher Verlust des 3.
bis 5. Fingers und Teilverlust des 1./2. Fingers der linken Hand sowie
Endglieddeformierungen des 3./4. Fingers der rechten Hand 2. nach Erfrierung
Verlust des rechten VorfuÃ�es sowie Teilverlust aller Zehen des linken FuÃ�es im
Bereich der Grundglieder nach Erfrierung.

Der Beklagte lehnte einen Antrag des KlÃ¤gers vom 17.04.1998 auf GewÃ¤hrung
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von Pflegezulage nach Beiziehung eines Pflegegutachtens des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) vom 31.07.1998 und Einholung einer
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme mit Bescheid vom 28.09.1998 ab. Den
Widerspruch des KlÃ¤gers wies er nach Beiziehung eines weiteren Pflegegutachtens
vom 08.10.1998 mit Widerspruchsbescheid vom 05.11.1999 zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der vom Sozialgericht (SG) NÃ¼rnberg mit
Aktenlagegutachten vom 02.02.2000 gehÃ¶rte Dr.F.O. die Hilflosigkeit des KlÃ¤gers
Ã¼berwiegend auf versorgungsfremde HirndurchblutungsstÃ¶rungen und
wiederholt erlittene SchlaganfÃ¤lle zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Das SG ist Dr.F.O. gefolgt
und hat die Klage mit Urteil vom 06.07.2000 abgewiesen.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, er benÃ¶tige zur
Fortbewegung einen Gehstock, den er mit der (noch voll gebrauchsfÃ¤higen)
rechten Hand fÃ¼hre. Im Falle eines drohenden Sturzes habe er keine Hand mehr
zu Absicherung bzw Abwendung des Sturzes. Er kÃ¶nne sich somit nicht allein
fortbewegen, da die Gefahr eines Sturzes wegen der umfangreichen
SchÃ¤digungsfolgen im Bereich der FÃ¼Ã�e stets gegenwÃ¤rtig sei.

Der Senat hat das Gutachten des MDK vom 02.05.2001 beigezogen, das nunmehr
die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Pflegestufe I der Pflegeversicherung
bejahte. Der Beklagte hat im Hinblick auf eine versorgungsÃ¤rztliche
Stellungnahme des Dr.K.P. vom 30.11.2001 daran festgehalten, dass die
SchÃ¤digungsfolgen keine wesentliche Ursache fÃ¼r die PflegebedÃ¼rftigkeit des
KlÃ¤gers darstellten.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren
einverstanden erklÃ¤rt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 06.07.2000 sowie den Bescheid des Beklagten
vom 28.09.1998 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 05.11.1999
aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihm Leistungen der Pflegezulage auf
den Antrag vom 17.04.1998 hin zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
06.07.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die BeschÃ¤digtenakten und die
Schwerbehindertenakte des Beklagten, die Archivakte des Bayer.
Oberversicherungsamts NÃ¼rnberg IV 19053/52, die Archivakten des SG
NÃ¼rnberg S/V 716/57, S 11/V 243/71, S 4/V 124/74, S 7/V 0061/87 und S 9 P
49/99, die Archivakte des Bayer. Landessozialgerichts (BayLSG) L 7 P 18/00 sowie
die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

                               2 / 5

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=V%20124/74


 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Entscheidung ergeht mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung (Â§ 124 Abs 2 SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Pflegezulage.

GemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs 1 SÃ¤tze 1 und 2 BVG wird eine Pflegezulage der Stufe I
monatlich gezahlt, solange der BeschÃ¤digte infolge der SchÃ¤digung hilflos ist.
Hilflos iS des Satzes 1 ist der BeschÃ¤digte, wenn er fÃ¼r eine Reihe von hÃ¤ufig
und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung seiner
persÃ¶nlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf.

Die Hilflosigkeit muss durch die Folgen der SchÃ¤digung verursacht sein. Dabei ist
es nicht erforderlich, dass sie ausschlieÃ�lich oder Ã¼berwiegend auf eine
SchÃ¤digungsfolge zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Es genÃ¼gt, dass fÃ¼r den Eintritt der
Hilflosigkeit die SchÃ¤digungsfolgen eine annÃ¤hernd gleichwertige Bedeutung
gegenÃ¼ber anderen GesundheitsstÃ¶rungen haben (Anhaltspunkte fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz -AHP- 1996 S 199 Abs 3).

Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Pflegezulage lagen zur
Ã�berzeugung des Senats weder zum Zeitpunkt der Antragstellung im Jahr 1998
noch zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt vor. Aus dem Gutachten nach Aktenlage des
Dr.F.O. vom 02.02.2002 und den Pflegegutachten des MDK vom 31.07.1998,
08.10.1998 und 02.05.2001, die der Senat im Wege des Urkundenbeweises
verwertet, ergibt sich in nachvollziehbarer Weise, dass die SchÃ¤digungsfolgen
fÃ¼r den Eintritt der Hilflosigkeit keine auch nur annÃ¤hernd gleichwertige
Bedeutung haben. So haben bis Mai 2001 schon die Voraussetzungen fÃ¼r die
Leistungen aus der sozialen Pflegeversicherung (Sozialgesetzbuch -SGB- XI) nach
der Pflegestufe I â�� unabhÃ¤ngig von der Ursache der Leiden â�� nicht bestanden,
wie sich aus dem rechtskrÃ¤ftigen Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 13.03.2001 (Az: S
9 P 49/99) ergibt. Der KlÃ¤ger hatte die Berufung gegen dieses Urteil vor dem
BayLSG am 09.11.2000 zurÃ¼ckgenommen, nachdem der dortige Senat ihn darauf
hingewiesen hatte, dass sein Hilfebedarf allein im Bereich der Grundpflege nicht die
erforderlichen 45 Minuten tÃ¤glich erreicht. Zur Grundpflege nach dem SGB XI
gehÃ¶ren â�� wie auch in Â§ 35 BVG gefordert â�� die gewÃ¶hnlich und
regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens im
Bereich der KÃ¶rperpflege (vgl Â§ 15 Abs 3 SGB XI). Schon der fÃ¼r die
Grundpflege erforderliche Zeitaufwand von weniger als 45 Minuten macht deutlich,
dass auch nicht annÃ¤hernd gleichwertig im Zusammenwirken mit den
SchÃ¤digungsfolgen eine PflegebedÃ¼rftigkeit iS des Â§ 35 BVG begrÃ¼ndet
werden kann. Nach Â§ 35 BVG muss der Umfang des Pflegebedarfs erheblich sein
(vgl AHP Nr 21 Abs 4).

Hieran fehlt es vorliegend. So war bei der Untersuchung durch Dr.F.O. beim KlÃ¤ger
eine Beweglichkeit der oberen und unteren ExtremitÃ¤ten vorhanden, die es ihm
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ermÃ¶glichte, in seinem eigenen hÃ¤uslichen Bereich noch weitgehend
selbststÃ¤ndig Verrichtungen vorzunehmen. So war es ihm mÃ¶glich, sich in der
Wohnung â�� wenngleich unter EinschrÃ¤nkungen â�� noch selbststÃ¤ndig zu
bewegen und die oberen ExtremitÃ¤ten zeigten keine hÃ¶hergradigen Bewegungs-
und FunktionseinschrÃ¤nkungen, auch der Nacken- und SchÃ¼rzengriff waren noch
vollstÃ¤ndig mÃ¶glich. Daraus ergibt sich schlÃ¼ssig, dass im Bereich der
KÃ¶rperpflege dem KlÃ¤ger wesentliche Verrichtungen im tÃ¤glichen Ablauf
entweder selber noch mÃ¶glich waren oder lediglich einer Teilhilfe bedurften. Auch
bei der Darm- und Blasenentleerung benÃ¶tigte der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich keine
Hilfe und es war in der Vergangenheit zu unwillkÃ¼rlichem Harnabgang nur selten
gekommen. Der KlÃ¤ger war auch in seinem hÃ¤uslichen Bereich ausreichend
orientiert.

Einzelne Verrichtungen, selbst wenn sie lebensnotwendig sind und im tÃ¤glichen
Lebensablauf wiederholt vorgenommen werden, genÃ¼gen nicht zur BegrÃ¼ndung
der Hilflosigkeit (zB Hilfe beim Anziehen einzelner BekleidungsstÃ¼cke, notwendige
Begleitung bei Reisen und SpaziergÃ¤ngen, Hilfe im StraÃ�enverkehr â�� so AHP Nr
21 S 37). Auch mÃ¼ssen Verrichtungen, die mit der Pflege der Person nicht
unmittelbar zusammenhÃ¤ngen (zB im Bereich der hauswirtschaftlichen
Versorgung) auÃ�er Betracht bleiben (aaO).

Der erkennende Senat lÃ¤sst es dahingestellt, ob fÃ¼r die Annahme von
Hilflosigkeit ein schÃ¤digungsbedingter Hilfebedarf von wenigstens zwei Stunden
vorliegen muss (so Niederschrift Ã¼ber die Tagung der Sektion
"Versorgungsmedizin" des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats beim
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung vom 3./4.11.1999, Punkt 2.1.1).
Jedenfalls liegt nach Auffassung des Senats keine Hilflosigkeit iS des Â§ 35 BVG vor,
wenn â�� so wie im Recht der sozialen Pflegeversicherung â�� die Grundpflege (vgl 
Â§ 14 Abs 4 Nnr 1-3 SGB XI: Bereiche KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t)
nicht wenigstens einen Zeitaufwand von 45 Minuten erfordert.

Aber auch ab Mai 2001, dem Zeitpunkt der Bejahung der Voraussetzungen der
Pflegestufe I nach der sozialen Pflegeversicherung liegen die Voraussetzungen fÃ¼r
eine Pflegezulage nach dem BVG nicht vor. Die Hilflosigkeit des KlÃ¤gers ist
nÃ¤mlich nicht Ã¼berwiegend und auch nicht annÃ¤hernd gleichwertig auf die
anerkannten SchÃ¤digungsfolgen zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Dies ergibt sich zur
Ã�berzeugung des Senats aus dem Gutachten des MDK vom 02.05.2001 und aus
der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr.K.P. vom 30.11.2001, die der
Senat im Wege des Urkundenbeweises verwertet. Danach besteht beim KlÃ¤ger
neben den anerkannten SchÃ¤digungsfolgen schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig ein
Zustand nach Apoplex mit HirnleistungsstÃ¶rungen und SeitenschwÃ¤che links
sowie ein Diabetes mellitus mit Polyneuropathie. Zwar benÃ¶tigt der KlÃ¤ger jetzt
beim Waschen und Kleiden, ErnÃ¤hren und Ausscheiden eine zusÃ¤tzliche
Fremdhilfe, diese ist aber nicht wenigstens gleichwertig durch die anerkannten
SchÃ¤digungsfolgen bedingt. Die schÃ¤digungsbedingten Behinderungen der linken
Hand haben kein AusmaÃ� der FunktionseinbuÃ�e zur Folge, das zumindest
annÃ¤hernd gleichwertig im Zusammenwirken mit den schÃ¤digungsfremden
Behinderungen einen erheblichen Pflegeaufwand erforderlich machen wÃ¼rde. Die
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Nicht-SchÃ¤digungsfolgen haben sich erkennbar verschlimmert, wohingegen die
SchÃ¤digungsfolgen sich in ihrem AusmaÃ� nicht verÃ¤ndert haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 18.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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